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Kirche prangert soziale Missstände an
In seiner Predigt zum 25. Mai in der Kathedrale machte der Erz-

bischof Bergoglio ausdrücklich auf die sozialen Missstände der ar-
gentinischen Gesellschaft aufmerksam und forderte seine Landsleu-
te auf, die gemeinschaftlichen Bande ausgehend von der Hoffnung
neu zu begründen. Er verglich die Gesellschaft mit einem Trauer-
zug, in dem zwar alle mitmarschieren und den Anverwandten Trost
spenden, aber keiner den Leichnam auf seine Schultern nimmt. Der
Kirchenoberste machte in seiner Predigt zwei Entwicklungen für die
Missstände der argentinischen Gesellschaft verantwortlich. Zum ei-
nen die fehlende Rücksichtnahme auf den Nächsten, zum anderen
die schmerzvolle Bresche zwischen denen, die haben und denen, die
nicht haben. Beiden Fehlentwicklungen müsse entschlossen entge-
gen gearbeitet werden, und dabei reichten nicht allein Regierungs-
programme, sondern es müsse ein Umdenken aller Argentinier statt-
finden hin zu mehr Solidarität und Toleranz. Mit alten Vorurteilen
gegenüber Menschen, die am Rande der Gesellschaft stehen, müsse
aufgeräumt werden. Die Marginalisierten sollten wieder als Men-
schen betrachtet werden, die mehr darstellen als potentielle Wähler.

Die Führung der katholischen Kirche Argentiniens setzt sich in
letzter Zeit verstärkt für die sozialen Belange des Landes ein. Damit
folgt sie der Linie von Papst Johannes Paul II. Ausdruck dessen ist
nicht zuletzt die am Mittwoch gewährte moralische Unterstützung
des Protestmarsches, zu dem der Führer der dissidenten CGT, Moya-
no, aufgerufen hatte.

Nach wiederholten Vertrauens-
erklärungen in Richtung seines in
die Kritik geratenen Wirtschaftsmi-
nisters José Luis Machinea hat Prä-
sident Fernando de la Rúa am Frei-
tag das neue Haushalts-Sparpaket
verkündet. Ziel der Maßnahmen ist
eine Einsparung von 600 Millionen
Pesos bei den öffentlichen Ausga-
ben sowie eine Vertiefung der
strukturellen Reformen, die in der
zweiten Regierungszeit von Carlos
Menem zwischen 1995 und 1999
nicht durchgeführt wurden. 

Die von de la Rúa verkündeten
Maßnahmen sehen neben Fusionen
und der direkten Schließung von
dezentralisierten staatlichen Ein-
richtungen auch eine tiefgehende
Neuordnung der Bundesverwal-
tung der Öffentlichen Einnahmen,
AFIP, des Rentnersozialwerkes
PAMI sowie des Staatlichen Le-
bensmittelüberwachungsinstitutes
vor.

Die Einsparungen schließen Ge-
haltssenkungen im öffentlichen
Dienst ein, die jedoch generell die
Angestellten mit Einkommen über
2000 Pesos monatlich betreffen.
Auch soll ein Register erstellt wer-
den, in welchem sich Beamte für
das freiwillige Ausscheiden eintra-

Neue Sparmaßnahmen der Regierung
Gehaltskürzungen im öffentlichen Dienst und Personalabbau

Präsident und Wirtschaftsminister  beim Sparpaket  auf einer
Linie.

gen können. Damit soll die Zahl der
Staatsangestellten „sozialverträg-
lich“ gesenkt werden.

De la Rúas Botschaft kündigte
auch eine Beschleunigung der De-
regulierung der Sozialwerke an, die
letztlich in einen freien Wettbe-
werb zwischen gewerkschaftlichen
Sozialwerken und privaten Kran-
kenversicherern führen soll.

Die Allianz-Regierung will mit
dem Sparpaket ein Zeichen für In-
vestoren setzen, dass es in der Re-
gierung von de la Rúa „keinen
Raum für Kursänderungen“ gebe,
sondern ein Festhalten an der zum

Regierungsantritt angekündigten
Wirtschaftspolitik. 

Auch dient die Erklärung des
Präsidenten der Erhaltung der Al-
lianz-Disziplin und der Klarstel-
lung, dass die Sparmaßnahmen
Folge der Entscheidung des Präsi-
denten und nicht der Launen eines
Ministers sind.

Andererseits war es an der Zeit,
dass die Regierung nach drei Wo-
chen, in denen sie angesichts der
Ereignisse ins Hintertreffen gera-
ten schien, die Flucht nach vorn
antrat. Dem Sparpaket waren am
vergangenen Wochenende Diskus-
sionen um die Amtsführung von
Wirtschaftsminister José Luis Ma-
chinea vorausgegangen. 

In der Residenz von Olivos hat-
ten zuvor beide Politiker mit meh-
reren Treffen alle Versionen über
einen möglichen Rücktritt Ma-
chineas auf Grund Erklärungen des
SIDE-Chefs Fernando de Santi-
bañes widerlegt. Dieser hatte zu-
vor das Scheitern von Einschrän-
kungen der öffentlichen Ausgaben
kritisiert und von einem Rücktritt
Machineas gesprochen. Am Sonn-
tagabend stellten sich bei einem
Arbeitsessen dann mehrere Mit-
glieder des Kabinetts demonstrativ
hinter den Wirtschaftsminister und
lobten dessen Arbeit. 

Zukunftsreicher Chinahandel
Vizeaussenminister Chighizola, der China mit einer Gruppe von 52

argentinischen Unternehmern besucht, erklärte, in den nächsten fünf
Jahren würde sich der Warenaustausch mit China von derzeit U$S 1,5
Mrd. im Jahr auf U$S 3 Mrd. verdoppeln. Die gegenseitige Handelsbi-
lanz begünstige derzeit China und wies im letzten Jahr einen Über-
schuss von U$S 500 Mio. zu Gunsten des asiatischen Geschäftspart-
ners aus. Argentinien müsse seine Angebotspalette erweitern und den
Unterschied ausgleichen.

Der chinesische Markt sei besonders für die Nahrungsmittelproduk-
tion der argentinischen Landwirtschaft empfänglich. Im vergangenen
März konnte die argentinische Handelsmission von China bereits für
78 dieser Erzeugnisse Zollpräferenzen und den Abbau sanitärer Han-
delsschranken ewirken. Im Gegenzug wird Argentinien den Eintritt Chi-
nas in die WHO unterstützen.

Rechtsstreit um Minera Alumbrera beigelegt
Der Streitfall um die Abgaben, die die Firma Minera Alumbrera für

die Ausbeutung des bisher grössten Gold- und Kupfervorkommens Ar-
gentiniens, in der Provinz Catamarca, an die Provinzregierung zu ent-
richten hat, wurde durch das abgeänderte Bundesgesetz über Bergbau-
investitionen beigelegt.

Die argentinische Gesetzgebung legt fest, dass das Bergbauunter-
nehmen 3% seines Produktionswertes als Abgabe zu entrichten hat. Zu
diesem Wert gelangte man, indem von dem Endwert des Fördergutes
alle erforderlichen Spesen und Kosten abgezogen wurden. Die Provinz-
regierung von Catamarca verabschiedete jedoch ein eigenes Gesetz, nach
dem sie 3% auf den Endwert des gewonnen Erzes berechnet.

Der langanhaltende Streitfall konnte durch eine Änderung des Berg-
baugesetzes geglättet werden, das eine Kompromisslösung ist. Das Berg-
bauunternahmen darf wohl die für die Förderung notwendigen Kosten
und Spesen abziehen, nicht jedoch die Abschreibungen, die in der Pra-
xis knapp 20% der errechneten Abzüge ausmachten.
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In einer ungewöhnlichen Entscheidung hat die Katholische Kirche
Argentiniens am Montag beschlossen, dem Protestmarsch von Hugo
Moyano geführten Dissidenten-CGT am 31. Mai gegen die Sparpolitik
des Weltwährungsfonds ihre moralische Unterstützung zu gewähren.
Die präzedenzlose Entscheidung wurde der Arbeitgeberzentrale der
Rebellen durch den Episkopatsvorsitzenden Kardinal Raúl Primatesta
durch ein persönliches Schreiben an Moyano mitgeteilt. Es ist die Ant-
wort auf eine ebenso schriftliche Aufforderung des Chefs der Dissi-
denten-CGT, sich mit dem Protest „solidarisch“ zu erklären. Das Da-
tum der Demonstration ist nicht von ungefähr gewählt, denn an diesem
Tag trifft eine FMI-Delegation in Buenos Aires ein.  Allerdings ist die
Botschaft des Kardinals in sehr gemäßigten Worten abgefasst. Primate-
sta begnügt sich mit der Feststellung, dass der Marsch mit „der wieder-
holten Forderung“ von Papst Johannes Paul II. „übereinstimme“, der
fortgesetzt für eine Neugestaltung und Reform des FMI und der Welt-

Moralische Geste gegen IWF
Kirche gibt CGT-Rebell Moyano Plazet für Protest gegen Weltwährungsfonds

In zwei Monaten, wenn Aníbal
Ibarra und Cecilia Felgueras die
Stadtregierung übernehmen, wer-
den sie sich zwei völlig verschie-
denen Realitäten gegenüber sehen.
Einerseits sind die Finanzen sa-
niert, der Haushalt ausgeglichen,
es gibt ausreichende Mittel für öf-
fentliche Bauvorhaben, die Arbei-
ten für die Ausdehnung des U-
Bahnnetzes sind im Gange und die
Erneuerung der Uferstraße Costa-
nera in ihrer Endetappe - neben
anderen sozialen und sanitären
Plänen ihrer Vorgänger Fernando
de la Rúa und Enrique Olivera in
den vier vergangenen Jahren.

Andererseits aber scheinen die
Dinge für die Allianz nicht so gut
zu stehen. Die neue Obrigkeit wird
sich einer Reihe von Problemen
stellen müssen, die von den Bür-
gern nicht vergessen wurden, und
deren Lösung von den jeweiligen
Stadtverwaltungen fortgesetzt ver-
tagt wurde.

*   Wenn auch die Regierungen
des Landes und der Stadt die glei-
che politische Coleur haben, so
konnten sie sich doch über die
Übertragung eines Sektors der
Bundespolizei an die Stadtregie-
rung, die wiederholt angekündigt
wurde, nicht einigen. Ohne diese
grundlegende Voraussetzung wird
die neue Stadtregierung wenig zur
Senkung der Kriminalitätswelle in
der Hauptstadt tun können.

*   Das heftige Unwetter, dass
in der vergangenen Woche die
Stadt heimsuchte, enthüllte die
schwerwiegenden Mankos im Ab-
flußsystem, unter denen die Stadt
immer noch leidet. Wie selten zu-
vor waren die Stadtteile Núñez,
Palermo und Belgrano  überflutet.

*   Immer noch bestehen Kor-

Stadt als Herausforderung für Ibarra
Ein erdrückender Berg von zu lösenden Problemen

bank eintrete. Dazu setzt Primatesta den Gewerkschafter darüber in
Kenntnis, dass er zu dem Protest den Episkopatssekretär Guillermo Gar-
cía Caliendo als Beobachter entsenden werde.

Aus Kirchenkreisen verlautet dazu, dass es sich bei Primatestas Ant-
wort um eine Art „moralische Begleitung“ handle. Den Äußerungen
der Kirche seien Grenzen gesetzt, so hieß es, und man könne nicht wei-
ter gehen, da es der Kirche nicht zustehe, „ein Aktivist mehr zu sein“. 

Das Verhalten von Primatesta ist Teil einer weltweiten Vertiefung
der Besorgnis der Kirche über die neoliberale Politik. Die Bischofs-
konferenz Argentiniens ist dabei, diese Besorgnis mehr und mehr zu
unterstützen. Der Entschluss Primatestas einer „moralischen Unterstüt-
zung“ Moyanos und des Protestmarsches wurde erleichtert durch die
Versicherung des Gewerkschaftlers, der Marsch werde nicht für eine
Partei veranstaltet und es würden ausschließlich argentinische Fahnen
mitgeführt.

ruptionsherde in der ehemaligen
Verwaltungskontrollbehörde, einer
Einrichtung, die immer schon ei-
nen mehr als üblen Ruf genoss. In
den letzten Tagen geriet die Insti-
tution neuerlich ins Zwielicht, als
sechs ihrer Inspektoren unter dem
dringenden Verdacht festgenom-
men wurden, Bestechungsgelder
von Geschäftsleuten verschiedener
Stadtteile verlangt zu haben.

*   Niemand untersucht die
Brände in der Reserva Ecológica
(Naturschutzgebiet). Die größte
„grüne Lunge“ der Stadt erlitt zahl-
lose Brandanschläge, die von den
Behörden bisher nicht unter Kon-
trolle gebracht werden konnten.
Kein Brandstifter wurde bisher
verurteilt und inhaftiert, obwohl
mehrfach Täter auf frischer Tat er-
tappt wurden.

*   Auf Straßen und Plätzen der
Stadt stehen derzeit mehr als
33.000 herrenlose Autos. Sie wur-
den bisher nicht entfernt, weil in
den entsprechenden Sammelstel-
len der Stadt kein Platz ist.

*   Im Zusammenhang mit dem
Verkehr besteht eine unerklärliche
Schuld: der Start der mehr als fünf
Jahre auf die lange Bank gescho-
benen „verificación técnica vehi-
cular“ (VTV, Technische Fahr-
zeugüberprüfung), die in der Pro-
vinz Buenos Aires bereits prakti-
ziert wird. Mit dem System könn-
ten Fahrzeuge, die eine Gefahr dar-
stellen, aus dem Verkehr gezogen
werden.

*   Ein seit mehr als zwei Jahr-
zehnte zur Lösung anstehendes
Problem ist der Bau der Stadtau-
tobahn am Fluss am Puerto Made-
ro. Wenn auch bestätigt wurde,
dass es keine Hochstraße auf Stel-

zen sein wird, weiß keiner, wie das
Projekt aussehen und wann der
Bau beginnen wird.

Die Liste kann noch fortge-
schrieben werden. Da ist die end-
gültige Bestimmung des Stadtflug-
hafens Aeroparque, den Ibarra
nach Ezeiza umsiedeln will. Die
Nationalregierung aber will ihn
unbedingt an seinem jetzigen

Standort belassen. Schlaflose
Nächte bereiten Ibarra zu allem
Übel die Transvestiten, die seit
dem Inkrafttreten des „Código de
Convivencia“ (Zusammenlebens-
richtlinien) in Palermo als leicht-
bekleideter Bürgerschreck ihre
„Dienste“ anbieten. Sowohl Ibar-
ra als auch Felgueras steht also
noch einiges bevor.

Kontroverse Arias-Gorriarán Merlo
Der PJ-Abgeordnete César Arias hat am Sonntag Äußerungen des

Ex-Guerrillaanführers Enrique Gorriarán Merlo als eine „unverschäm-
te Lüge“ bezeichnet. Gemäß Gorriarán Merlo sei der Ultramenemist im
August 1998 im Gefängnis von Villa Devoto erschienen und habe ihm
und seinen an dem Überfall auf die Kaserne in La Tablada beteiligten
Genossen die Freiheit zugesichert. Der Preis: es sollte erklärt werden,
der Überfall sei mit Raúl Alfonsín abgesprochen gewesen. Arias war
seinerzeit zwei Mal in Villa Devoto und war bei seinmem zweiten Be-
such von einem Pressereporter fotographiert worden. Bei dieser Gele-
genheit, so heißt es, habe Arias neuerlich Gorriarán Merlo nahegelegt,
„dem Präsidenten (Carlos Menem) die Sache zu erleichtern, indem er
diese Angabe im Zusammenhang mit La Tablada mache“. Grund sei
zweifellos die Kampagne für die Wiederwahl gewesen und die Intern-
wahl der Allianz sollte mit der Verleumdung gestört werden, wie Gor-
riarán Merlo glaubt.
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WOCHENÜBERSICHT
Diätensenkung

Die Abgeordneten und Sena-
toren der Allianz haben am Mon-
tag im Kongress ein Gesetzespro-
jekt vorgestellt, im dem eine An-
gleichung der Gehälter der Beam-
ten, Abgeordneten und Senatoren
vorgesehen ist. Die Initiative, die
von einigen politischen Sektoren
der Provinzen abgelehnt wird,
wurde von dem Abgeordneten
José Genoud (UCR-Mendoza) in
Abstimmung mit der Exekutive
verfasst.

Pro Behinderte
Die Abgeordnetenkammer hat

ein Gesetz verabschiedet, das Pri-
vatunternehmen, die heute die öf-
fentlichen Dienste leisten, ver-
pflichtet, behinderte Personen
einzustellen. Die von dem Alli-
anz-Abgeordneten Héctor Polino
eingebrachte Vorlage, die noch
vom Senat abgesegnet werden
muss, verpflichtet auch Behör-
den, vier Prozent ihrer Planstel-
len mit Behinderten zu besetzen.

Argüello Fraktionschef
Die Koalition „Encuentro por

la Ciudad“ von Domingo Caval-
lo und Gustavo Beliz hat den Pe-
ronisten Jorge Argüello zum Vor-
sitzenden der Fraktion von 20 Ab-
geordneten im Stadtparlament ge-
kürt. Der „EC“ gehören Politiker
der Parteien Acción por la
República, Nueva Dirigencia und
dem Peronismus an.

ATE-Marsch
Die Gewerkschaft der Staats-

angestellten ATE wird am 14.
Juni als Protest gegen die Spar-
maßnahmen der Regierung einen
Demonstrationsmarsch zur Playa
de Mayo veranstalten. ATE-Gene-
ralsekretär Juan González sagte
im Zusammenhang mit den sozia-
len Konflikten in verschiedenen
Provinzen vor der Presse, die
Sparmassnahmen seien das Glei-
che, „wie Benzin ins Feuer zu
schütten“.

Wiedereinstellung
Der Oberste Gerichtshof hat

das Gesundheitsministerium an-
gewiesen, einen Arzt aus Cór-
doba, der 24 Jahre für den Staat
arbeitete und 1996 entlassen wur-
de, umgehend wieder einzustel-
len. Grund für die damalige Ent-
lassung des Arztes war, dass er
nicht Mitglied der Gewerkschaft
UPCN war.

Servini de Cubría
Bundesrichterin María Servini

de Cubría hat am Dienstag die
Kongresskommission für Men-
schenrechte über die von ihr im
Zusammenhang mit der Untersu-
chung mehrerer Fälle von Baby-
Raub erhaltenen Morddrohungen
informiert.

„Rehue“-Rückgabe
Vertreter der Mapuche-India-

ner und die Administración de
Parques Nacionales (APN, Natio-
nalparkverwaltung) haben am
Dienstag die Rückgabe eines so-
genannten „Rehue“, eines für die
Mapuches heiligen Ortes im Na-
tionalpark Lanín vereinbart. Bei
der Gründung dieses Naturschutz-
gebietes waren die Indianer ver-
trieben worden und verloren so
das Recht, an dem „Rehue“ ihren
religiösen Gebräuchen nachzuge-
hen.

Obelisk 64 Jahre alt
Das Wahrzeichen der Stadt, der

Obelisk, ist am Dienstag, seinem
64. Geburtstag, erstmals mit der
Fahne der Stadt geschmückt wor-
den. Der Festakt geschah in An-
wesenheit von Regierungschef
Enrique Olivera. Die im Septem-

ber 1995 eingeführte Fahne der
Stadt zeigt auf weißem Grund das
vonn . Die  Fahne geht auf den
Vorschlag des heutigen UCR-Se-
nators José María García Arecha
zurück.

Ersatz für 500 Bäume
Vier Tage Regen und Sturmbö-

en von mehr als 100 Stundenki-
lometern waren für viele Bäume
in der Stadt zuviel. In wenigen
Stunden fielen dem Unwetter
rund 500 Bäume zum Opfer.
Während die Stadtverwaltung
schätzt, in 40 Tagen alle Stämme
und Äste aus den Straßen entfernt
zu haben, haben die Planungen für
den Ersatz bereits begonnen. Al-
lerdings gehen die Fachleute da-
von aus, dass die Bürger der Stadt
mehr als 80 Jahre warten müssen,
bevor die „Ersatzbäume“ die Grö-
ße und Dichtbelaubtheit der „ge-
fallenen“ erreicht haben werden.

Besuch bei Evakuierten
Präsidentengattin und „First

Lady“ Inés Pertiné hat am Mon-
tag gemeinsam mit der Frau von
Gouverneur Carlos Ruckauf,
María Isabel Zapatero, auf Grund

des Unwetters der Vorwoche eva-
kuierte Familien im bonaerenser
La Matanza besucht.

Argentinischer Wein
Leo Blair, der Vater des briti-

schen Premierministers Tony
Blair, hat nach Angaben der Zei-
tung „The Sunday Times“ die
Geburt seines neuen Enkels Leo
am Samstag mit argentinischem
Wein gefeiert. „Mit einem Lä-
cheln, zwei Schluck roten argen-
tinischen Weins und den Worten
‚jetzt sind wir zwei‘ toastete der
Großvater auf den Enkel“, sagte
der Premier der Zeitung.

Eröffnung
Buenos Aires hat seit Dienstag

ein neues Hotel. Das wenige
Schritte vom Stadtflughafen Ae-
roparque an der Costanera Norte
gelegene 4-Sterne-Haus für Ma-
nager gedacht, die zu Geschäften
in die Stadt kommen. Das Hotel
der nordamerikanischen Microtel
Inn hat in drei Stockwerken 75
Zimmer, deren Hälfte Sicht auf
den Golfplatz des Komplexes
Costa Salguero und den Río de la
Plata hat.
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Nach langen Verhandlungen hat die Exekutive das Gesetz Nr. 25.246
gleich zwei Mal hintereinander im Amtsblatt vom 10. und 11. Mai ver-
kündet. Offenbar hatten sich beim Druck am 10. Mai Fehler einge-
schlichen, die am nächsten Tag korrigiert werden mussten. Mit diesem
Gesetz wird beabsichtigt, der Geldwäscherei auf die Spur zu kommen
und sie zu bestrafen. Die US-Regierung hatte Argentinien gedrängt,
ein Gesetz zu erlassen und ein Ermittlungssystem der Geldwäscherei
in die Wege zu leiten. Das ist Bestandteil der Bekämpfung des Drogen-
handels, der wiederum auf der kräftigen Nachfrage beruht, die in den
Vereinigten Staaten immer noch vorherrscht, wiewohl sie im letzten
Jahrzehnt angeblich auf die Hälfte gefallen sei. Solange in USA und
Europa Drogen massiv konsumiert werden, wird das Angebot dafür
sorgen, dass die Nachfrage zu Marktpreisen mit horrend hohen Ge-
winnmargen befriedigt wird, die Angebot und Nachfrage bestimmen.
Die Geldwäscherei ist die unerlässliche Nachwirkung des Drogenhan-
dels, der die Überschüsse irgendwie in Aktiven anlegt und dafür ver-
schlungene Finanzpfade beschreitet. Geldwäscher halten Bankdeposi-
ten, kaufen Immobilien und Firmen oder sparen in Aktien und Bonds.
Ist ein solches Geschäft vollzogen, dann legalisieren sich spätere Ge-
schäfte nahezu von selber, worauf sich die Metapher der Geldwäsche-
rei bezieht.

Das neue Gesetz reformiert das Strafgesetzbuch, indem bisher un-
bekannte Straftaten einbezogen werden. Gemeint sind Personen, die
Untersuchungen vermeiden, Beweismittel und vor allem Geld verstek-
ken, auf Anzeigen verzichten und den Delinquenten helfen. Für solche
Straftaten blühen Gefängnis von sechs Monaten bis drei Jahren, gege-
benenfalls auf Bewährung, es sei denn, es handelt sich um ein schwe-
res Verbrechen oder um Gewohnheitsdelikte, die mit verdoppelten Stra-
fen geahndet werden. Ausgenommen sind Hilfen für Ehegatten oder
Verwandte. 

Geldtransfers über 50.000 Pesos, denen Geldwäscherei innenwoh-
nen, werden mit Geldbussen und Gefängnis bis fünf Jahren, ohne Be-
währung, geahndet. Die Exekutive hat hier einen Paragraphen vetiert,
der Handlungen bestraft, die mit Verwegenheit oder grober Fahrläs-
sigkeit begangen wurden. Offenbar hatten massgebende Bankiers ge-
gen diesen Paragraphen Einspruch erhoben, weil Geldtransfers nicht
immer auf Herz und Nieren geprüft werden können, so dass es beson-
ders schwierig ist, den strafrechtlichen Tatbestand der Verwegenheit
oder grober Fahrlässigkeit zu beweisen, ebenso im Gegenteil, dass
Bankbeamte weder verwegen noch fahrlässig waren, als ihnen ein ille-
galer Geldtransfer, lies Geldwäscherei, durch die Maschen geschlüpft
ist.

Für die Ermittlung der Geldwäscherei richtet das Gesetz eine neue
Amtsstelle ein, genannt Informationseinheit („Unidad de Información
Financiera“ UIF). Elf ständige Mitglieder werden sie bilden, die vier
Jahre vollamtlich wirken und dem Justizministerium untergeordnet
werden. Das Amt kümmert sich um Informationen in Sachen Drogen,
Waffenhandel, Verbrechen gegen die Staatsverwaltung, Kinderprosti-
tution und andere Delikte, um Geldtransfers auf die Spur zu kommen,
durch die illegale Vermögen legalisiert werden. Das Amt ist befugt,
Informationen einzuholen und gegebenenfalls einen Richter zu bemü-
hen, damit das Bank- oder Geschäftsgeheimnis fallweise gelüftet wird,
ebenso Anzeigen zu bearbeiten und gelegentlich dem Kongress Be-
richt zu erstatten.

Unter Informationszwang stehen alle Finanzanstalten, Banken und
andere, ferner Finanz- und Börsenmakler sowie öffentliche Register
(Handel, Rechtspersonen, Immobilien, Vehikel und Pfand), ferner An-
tiquare, Philatelisten, Juweliere, Händler von Edelmetallen und -stei-
nen, Versicherungsgesellschaften und -makler, Geldtransporteure, No-
tare und öffentliche Buchprüfer. Alle sind angehalten, Anzeigen zu
erteilen, wenn sie Verdacht über eine mögliche Geldwäscherei schöp-

Randglossen
Parlamentarier und gewählte sowie ernannte politische Beamte

stehen landesweit unter dem Druck der von den Medien aufge-
scheuchten öffentlichen Meinung, damit sie überhöhte Diäten, Ge-
hälter und Spesen für ihre Günstlinge fühlbar senken. Bei der ob-
waltenden Wirtschaftskrise mit Rezession und Deflation empfin-
det man es als skandalös, dass Politiker höhere Einnahmen bezie-
hen und die Steuerzahler berappen, wo Armut und Arbeitslosig-
keit vorherrschen und Aktivisten randalieren, Strassen sperren und
mit Kundgebungen ihrem Protest Ausdruck geben. Die National-
regierung bemüht sich um eine solche Begrenzung hoher Einnah-
men der Politiker zumal in mehreren Provinzen, doch bleibt abzu-
warten, ob die öffentliche Meinung sich durchsetzt. Politiker pfle-
gen Stehvermögen zu beweisen, insbesondere wenn es um eigene
Pfründen geht.

Nach der erfolgreichen Stadtwahl in Buenos Aires, die ohne Zweit-
wahl erledigt wurde, darf sich die Allianz-Regierung anderthalb Jahre
lang  wahlpolitischer Ruhe erfreuen. Erst etwa im Oktober 2001 wer-
den allgemeine Wahlen zur Erneuerung des gesamten Senats und der
Hälfte der Deputiertenkammer abgehalten werden. Diese Wahlen zu-
mal für den Senat werden die parteipolitische Landschaft Argentiniens
für die nachfolgenden zwei Jahre massgeblich prägen, da die Nachfol-
ge des Präsidenten sowie nahezu aller Provinzgouverneure auf dem Spiel
stehen werden. Das pflegt die politischen Gemüter zu erhitzen, woge-
gen vorerst eine Ruhepause in Aussicht steht, die die Regierung aus-
nützen sollte, um unerlässliche Reformen zu erlassen, die im wahlpoli-
tischen Kampf nicht durchzusetzen sind.

Geldwäscherei im Visier
fen, und Auskunft zu geben, wenn sie vom Amt befragt werden.

Ob diese umständliche Ermittlung tatsächlich Licht auf dunkle Geld-
wäschereigeschäfte werfen wird, muss skeptisch abgewartet werden.
Bargeldgeschäfte, wie sie die zahllosen und vielfach in hohen Beträ-
gen abgewickelten Geschäfte der Schattenwirtschaft, lies Schwarzge-
schäfte, erledigen, werden nicht erfasst und dürften in Hinblick auf
mögliche Kontrollen und Anzeigen vermehrt benutzt werden. Wem
solche Geschäfte auffallen, wenn sie an die Börse, in die Banken, auf
registrierbare Objekte und ähnliches gelangen, ist zweifelhaft. Im Üb-
rigen ist das neue Amt UIF nur eine Ermittlungsstelle, weil sie gele-
gentlich vor einem Strafrichter formelle Anzeige wird erstatten müs-
sen, damit ein Prozess beginnt, der neuerdings öffentlich ausgetragen
werden wird. Hier gelten handfeste Beweise, die das Amt auffinden
muss, damit sie prozessfähig sind.

Für die Banken, die ausserhalb von Bargeldgeschäften als Kanäle
für die Geldwäscherei wirken, ob sie wissend mitwirken oder abseits
stehen, eröffnen sich mit dem neuen Gesetz unbekannte Risiken. Je-
den einzelnen grösseren Geldtransfer genau zu prüfen, Absender und
Empfänger zu untersuchen, die Art und Höhe der Beträge zu erkun-
den und verbundene Daten zu ermitteln, sind Dinge, die Bankbeamte
keinesfalls leicht erledigen, wobei sie die Gefahr laufen, gegebenen-
falls in ein Geldwäschereigeschäft einverleibt zu werden, mit dem sie
nichts zu tun haben, ausser formell an der Abwicklung von Geldtrans-
fers mitgewirkt zu haben.

Immerhin kann Präsident de la Rúa jetzt getrost Mitte Juni seinen
US-Kollegen Clinton in Washington besuchen, ohne dass ihm vorge-
halten wird, dass die Regierung der Geldwäscherei tatenlos zusieht,
während in USA und Europa, ebenso in Argentinien und anderen Län-
dern, munter Drogen konsumiert werden, deren Erlös in verschlunge-
ne Pfade der Geldwäscherei verschwindet.
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WIRTSCHAFTSÜBERSICHT

Wie so oft früher und seit einiger Zeit nicht mehr, ist eine deutliche
Krisenstimmung über Argentinien hergefallen. Früher fanden solche
Stimmungen ihren Niederschlag in Abwertungen. Seit dieser Ausweg
kraft Konvertibilität versperrt ist, melden sich andere Indikatoren zum
Wort.

Die Kurse argentinischer Staatsbonds taumelten mit dem Börsensturz
und erhöhten die Länderrisikoprämie als Differenz zwischen dem Er-
trag solcher Bonds und gleichlanger US-Papiere um mehr als 200 Ba-
sispunkte gleich 2% auf 750 Basispunkte über US-Treasuries. Das Schatz-
amt musste für lokale Plazierungen über 12% gegen anderthalb Prozent
weniger vor zwei Monaten bezahlen. Die Prämie für Termindollar sprang
von knapp über der Parität auf $ 1,07 je U$S wie weiland zur Jahresmit-
te 1999, als die Präsidentschaftswahlen bevorstanden und niemand wus-
ste, ob die Konvertibilität beibehalten werden würde.

Wie immer bei solchen Krisenstimmungen, waren mehrere Faktoren
am Werk. Das abwegige Projekt, die Zinsen der Festgelder zu besteu-
ern, hatte in der Vorwoche die Geister aufgescheucht und sogleich einen
Depositenabzug von mehr als $ 200 Mio. bewirkt. Nachdem festgestellt
worden war, dass das Projekt nicht machbar ist, weil es auf einer fal-
schen Auslegung des Gesetzestextes der Gewinnsteuer beruht, beruhig-
te sich der Finanzplatz und die Depositen blieben bei den Banken.

Aber der psychologische Schaden blieb. Darauf folgte zeitgleich die
Ankündigung, dass die Vorzahlungen der Gewinnsteuer von Unterneh-
men von 9% im Juni auf 25% der Vorjahressteuer vorverlegt werden,
was die Finanzplanung vieler Unternehmen durcheinander brachte und
Missstimmung herbeiführte. Fed-Präsident Greenspan folgte mit der er-
warteten Zinsanhebung um 0,5% auf 6,5% und der Aussicht, dass im
Juni je nach den bis dann bekannten Indikatoren der US-Wirtschaft eine
weitere Zinsanhebung blüht. Die Aktien- und Wertschriftenbörsen in
New York und Europa verzeichneten Einbussen, die auch auf die Bue-
nos Aires-Börse mit gewaltigen Baissen abfärbte. Der Merval-Index fiel
unter 450 Punkte, rund 200 Punkte weniger als vor einigen Wochen. 

Diese Krisenstimmung geriet nahezu in Panik, als das Fernsehge-
spräch des SIDE-Chefs und Vertrauten des Präsidenten, Fernando de
Santibañes, mit Marcelo Longobardi bekannt wurde. Da teilte Santi-
bañes kaltblütig mit, dass keinerlei Senkung der Staatsausgaben erreicht
worden sei. Diese Kritik wurde an die Adresse des Wirtschaftsministers
José Luis Machinea gerichtet, dessen Demission vorweggenommen
wurde. Der Platz schäumte mit Gerüchten. Präsident de la Rúa demen-
tierte die Lesart mit einem handschriftlich geschriebenen Dokument,
das der Presse in Ablichtung übergeben wurde. Es war entschieden das
erste Mal, dass ein Staatschef sein Dementi höchstpersönlich auf Papier
schreibt. De Santibañes klärte nachher auf, dass er nicht entfernt daran
gedacht habe, Machinea zum Rücktritt zu bewegen.

Die Tatsache, dass die Staatsausgaben nicht abgebaut worden sind,
blieb jedoch bestehen. Schatzsekretär Mario Vicens bemühte sich, den
Ausgabenabbau ausführlich zu erklären. Die Ausgaben der Staatsver-
waltung seien in vier Monaten 2000 um $ 509 Mio. zurückgegangen,
allerdings ohne die Sozialversicherung ANSES und die Zinszahlungen
zu berücksichtigen. Freilich wurden den von Provinzgouverneuren ab-
hängigen Lehrkräften zusätzliche $ 309,2 Mio. ausbezahlt, weil die Re-
gierung beschlossen hatte, die mit der vermaledeiten Kraftfahrzeugsteuer,
bekannt als „oblea“, zu finanzierende Gehaltsaufbesserung in den Haus-
halt aufzunehmen, wie es die Gewerkschaft nahezu zwei Jahre lang pau-
senlos gefordert und mit der Aufstellung eines Zeltes vor dem Kongress
unterbaut hatte. Die Einsparung nahm somit in vier Monaten auf mage-
re $ 199,2 Mio. ab, immer ohne ANSES und Zinsendienste. Mit letzte-
ren Ausgabenposten dürfte keinerlei Einsparung herausschauen, wie es
De Santibañes behauptet hatte.

Die missliche Lage der Staatsfinanzen im kritischen zweiten Quartal,
auf die wir an dieser Stelle mehrmals hingewiesen haben, kommt darin
zum Ausdruck, dass das zulässige Defizit von etwa $ 700 Mio. monat-
lich im ersten Quartal auf nur rund $ 200 Mio. im zweiten absackt. Das
zulässige Quartalsdefizit wurde bekanntlich bereits im Monat April na-
hezu aufgebraucht. Im Mai wird ebenfalls ein Defizit von mehreren hun-
dert Millionen Pesos erwartet, so dass Juni mit Überschuss abschliessen
muss, damit die Rechnung aufgeht.

Hierfür braut sich in der Wirtschaftsführung eine Korrektur zusam-
men. Präsident de la Rúa hat die Anweisung erteilt, dass $ 600 Mio.
einzusparen seien. Davon sollen etwa $ 400 Mio. an Gehältern abge-
speckt werden, indem die Arbeitgeberbeiträge des Staates verringert und
die Beiträge der Beamten entsprechend angehoben werden. Dadurch
würde der Staat sogenannte Lohnnebenkosten sparen, während sie im
Umverteilungssystem eingehen, sofern die Beamten nicht für eine pri-
vate Rentenkasse AFJP optiert haben. Als Alternative plant die Regie-
rung, Beamtengehälter wie weiland 1995 zur Zeit der Tequila-Krise zu
kürzen. Hierfür wird der Oberste Gerichtshof bemüht, der solche Ge-
haltskürzungen absegnen soll.

Darüber hinaus sollen mehrere Ämter zusammengelegt und rationa-
lisiert werden, darunter auch die Krankenkasse der Rentner, genannt
PAMI, die Sozialverwaltung ANSES und die Steuer- und Zollbehörde
AFIP. Personal soll entlassen und entschädigt werden. All das fruchtet
nicht im Juni, sondern später.

Die zahlreichen Etatposten für soziale Zwecke, insbesondere für Ar-
beitslose, die insgesamt über $ 3,2 Mrd. allein im nationalen Haushalt
ausmachen, sollen nicht gekürzt werden. Allerdings sollen doppelte Zah-
lungen an gleiche Begünstigte vermieden werden, auch unter Einbezug
der Sozialleistungen von Provinzen und Gemeinden an Arbeitslose. Ob
es gelingt, eine gemeinsame Aufstellung aller Begünstigten auszuar-
beiten, ist erfahrungsgemäss nahezu ein Ding der Unmöglichkeit ar-
gentinischer Bürokraten.

Immerhin durchleuchten jetzt die neuen Verwaltungen der ANSES
und der PAMI-Kasse die Listen ihrer Rentner, wobei festgestellt wird,
dass tausenden verstorbener Rentner weiterhin Renten ausbezahlt und
Krankendienste geleistet werden. Monatlich sterben etwa 10.000 Rent-
ner, was ANSES und PAMI erst viel später zur Kenntnis nehmen, weil
die Familienmitglieder die Mitteilungen meistens unterlassen. Wer die
Renten bzw. die Krankendienste bezieht, ist ein Geheimnis bürokrati-
scher Schlamperei.

Im nationalen Staat sind nach jüngsten Aufstellungen 258.624 Be-
amte beschäftigt, davon 247.194 ständig, 6.013 auf Zeit und 5.417 un-
ter Vertrag. Gegenüber dem Amtsantritt Menems 1989, als etwa eine
Million Beamte beschäftigt waren, verdeutlicht diese Zahl eine gewal-
tige Rosskur, die durch vermehrte Renten und Sozialleistungen sowie
viel höhere Zinsendienste ausgeglichen wurde. Der geplante Beamten-
abbau schabt somit am Knochen des Staatsapparates und schmerzt, wie
es die lauten Proteste der Beamtengewerkschaften beweisen. 

Das Verteidigungsbudget ist laut Minister Ricardo López Murphy in
den letzten Jahren beachtlich gesenkt worden. Gegen mehr als 5% des
Bruttoinlandsprodukts vor zwanzig Jahren, verbleiben magere 1,1% ei-
nes allerdings viel höheren BIP. Gegenüber 1983 ist der Militärhaushalt
auf nahezu die Hälfte gefallen, wogegen die Staatsausgaben ohne den
Verteidigungsetat um 70% zugelegt haben. Argentinien weist weltweit
niedrigste Zahlen von Soldaten je Quadratkilometer, je Grenzenkilo-
meter und je Einwohner auf. Auf die gesetzlich verbriefte Jahreszunah-
me des Verteidigungsetats von 3% wurde für zwei Jahre verzichtet. Der
Rotstift muss nach diesen Aussagen woanders angewendet werden, nicht
im Verteidigungsetat, in dem allenfalls wertvolle Ländereien verkauft
werden können, um Militäranschaffungen zu finanzieren. Im Zeichen
der Krisenstimmung mag es der Regierung gelegentlich gelingen, die
Provinzregierungen zu überzeugen, auf ihre vielfach skandalös über-
höhten Diäten und Gehälter zu verzichten und sie auf etwa 70% der
nationalstaatlichen Diäten und Beamtengehälter zu verringern. Die
Medien haben diese Initiative aufgenommen und verbreiten überall die
Beispiele gewaltiger Diäten und Beamtengehälter in verarmten Provin-
zen. In der mächtigen Provinz Buenos Aires haben sich dieser Tage die
Gemüter in der Legislative geregt und Kürzungen empfohlen. Das soll-
te landesweit Schule machen.Hinsichtlich Staatsinvestitionen verändert
sich inmitten der Krisenstimmung auch die Einstellung des Ministers
für Infrakstruktur Nicolás Gallo, der bisher darauf bestanden hatte, dass
die Staatskasse allerlei Bauprojekte finanzieren müsse. Jetzt schaltet er
die Sprachregelung auf Konzessionen mit privatem Kapital und eige-
nen Einmnahmen aus Gebühren um, die durchaus machbar sind und
dem Schatzamt keinen Peso kosten. Endlich!

Krisenstimmung
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Wie längst geplant, hat die in
Paris ansässige internationale Or-
ganisation für Tierkrankheiten Ar-
gentinien Mitte der Berichtswoche
als frei von Maul- und Klauenseu-
che ohne Impfzwang erklärt. An
der Sitzung, an der Vertreter von
150 Mitgliederstaaten ohne Ge-
genstimme zugunsten Argentini-
ens abstimmten, nahmen Land-
wirtschaftssekretär Antonio Ber-
hongaray und mehrere Beamte
teil. Die Entscheidung folgte nach
den vorgeschriebenen zwei Jah-
ren, seit Argentinien aufgehört
hat, Rinder zu impfen, weil bereits
seit 1994 kein einziger Seuchefall
aufgetreten war. Die jahrelangen
Bemühungen der Amtsstelle SE-
NASA und der Viehzüchter, die
Rinder konsequent zu impfen, hat-
ten ihre Früchte getragen. Die Pa-
riser Entscheidung vollendet den
erfolgreichen Kampf gegen die
Seuche, die vor über einem Jahr-
hundert aus Grossbritannien ein-
geführt worden war und Argenti-
nien seit siebzig Jahren aus dem
US-Markt sowie später aus ande-
ren Ländern als Lieferant von
Frischfleisch und Innereien ausge-
schlossen hatte. 

Als Folge der Entscheidung,
darf Argentinien künftig den japa-
nischen Markt beliefern, der über
eine Million Tonnen Frischfleisch
aus USA und Australien einführt.
Die Japaner essen besonders fett-
haltiges Fleisch, das Argentinien
nicht produziert, sind aber Lieb-
haber allerlei Innereien, die zoll-
frei importiert werden dürfen und
in Argentinien dürftigen Absatz
haben. Auch Südkorea und Mexi-
ko sollten jetzt argentinisches
Frischfleisch zulassen, was bei
Mexiko abzuwarten ist, weil die-
ses Land die eigene Landwirt-
schaft gerne mit Importlizenzen

Seuchenfreies Rindfleisch
schützt, die nicht erteilt werden,
wie bei schwarzen Bohnen.

In USA öffnen sich längst neue
Absatzmärkte, auch für vorge-
kochtes Fleisch, das jetzt nicht
mehr zu hohen Temperaturen ge-
kocht werden muss. Die Zollsät-
ze sind in USA unlängst von 32%
auf 26% gesenkt worden. Auch
die Europäische Union hat ihre
grotesk hohe Zollbelastung von
20% auf 12%, zuzüglich von über
U$S 4.000 auf U$S 3.000 je t,
gesenkt, wogegen der Zollsatz für
verarbeitetes Fleisch immer noch
40% beträgt. Europäische Fleisch-
produkte wie Schinken und der-
gleichen werden hier mit maximal
23% verzollt. Die argentinische
Sanitätsbehörde SENASA hat die-
ser Tage wissen lassen, dass euro-
päische Nahrungsmittel einer Sa-
nitätskontrolle unterzogen werden
sollen, die aber, wie Sekretär Ber-
hongaray in Paris aufklärte, kein
Importverbot mit sich bringen soll.
Welcher Art solche Kontrollen
sein werden, muss abgewartet
werden, zumal bisher die europäi-
schen Sanitätskontrollen genüg-
ten. Argentinisches Fleisch wird
für den Export nach Europa vor
Ort in den Kühlhäusern von euro-
päischen Beamten kontrolliert. 

Für Argentinien öffnet sich mit
der Pariser Entscheidung die Be-
teiligung an einem Welthandels-
markt von Rindfleisch im ange-
nommenen Wert von rund U$S 10
Mrd. im Jahr, zu dem das Land
bisher weniger als U$S 400 Mio.
beiträgt. Bei offenem Zugang zu
den Importmärkten und besseren
Preisen als bisher kann Argenti-
nien sicherlich den Export fühlbar
anheben, wobei in der Folge der
Rinderbestand aufgestockt wer-
den sollte, der irgendwo zwischen
50 und 55 Mio. Rindern liegt.

Das staatliche Rückversiche-
rungsinstitut INdeR wurde 1992
formell im Liquidierungszustand
erklärt, nachdem es schon seit lan-
gem das ganze Vermögen aufge-
zehrt hatte und hoffnungslos zah-
lungsunfähig geworden war. Sie-
ben Jahre lang haben sich jedoch
das Wirtschaftsministerium und
nachher spezifisch die allgemeine
Staatssyndikatur SIGEN nicht
ernsthaft um diese Liquidierung
gekümmert und hingegen nur Pro-
bleme geschaffen. Bis sich
schliesslich der damalige Präsi-
dent Menem der Sache persönlich
annahm und den Versicherungsan-
stalten beim Tag der Versicherung
von 1996 feierlich versprach, die

Hinausschiebung der INdeR-Liquidierung

zu Rate gezogen werden. Ma-
chinea hat hier ein Problem ge-
schaffen, wo keines mehr bestand.
Hätte er einfach Viale im Amt be-
lassen und ihm die Zeit gegeben,
um den Fall abzuschliessen, wäre
er heute schon beim Verkauf der
Gebäude angelangt, was der
Staatskasse Mittel zuführen wür-
de. So hingegen belastet er den
Staat.

Die Versicherunsbranche be-
findet sich seit Jahren in einer
schweren Krise, die besonders
durch die Insolvenz des INdeR
ausgelöst worden ist. Dieses
Staatsmonopol wurde seinerzeit
geschaffen, um die lokalen Versi-
cherungsanstalten vor den auslän-
dischen zu schützen. Am Schluss
hat es jedoch die bestehenden Ge-
sellschaften und Genossenschaf-
ten geschädigt, und den neuen
ausländischen die Möglichkeit ge-
geben, ohne die Belastung der IN-
deR-Schulden aggressiv auf dem
Markt aufzutreten und die lokalen
Firmen zu verdrängen. Im letzten
Jahrzehnt erlitt die Branche insge-
samt Verluste in Höhe von $ 1,3
Mrd., wobei 114 Versicherungsan-
stalten aufgaben, durch Konkurs,
Fusion, Verkauf des Portefeuilles
oder friedliche Liquidierung. In
dieser Periode traten zahlreiche
neue ausländische Firmen auf,
wobei sich die Lebensversiche-
rung besonders stark entwickelt
hat. Die Wirtschaftsführung arbei-
tet gegenwärtig an einer Reform
der Rahmenordnung, die durch
das Gesetz 20.091 aus dem Jahr
1976 gegeben ist. Das ist bitter
notwendig, da inzwischen die
Rückversicherung privat ist und
die Branche dereguliert wurde.
Um der Branche mehr Stabilität zu
verleihen und die Versicherten zu
schützen, soll jetzt ein Fonds ge-
schaffen werden, der mit $ 100
Mio. ausgestattet wird und die
Versicherten im Fall der Insolvenz
einer Versicherungsanstalt auszah-
len soll. Der Haken besteht hier
darin, dass dieser Betrag angeb-
lich vom Schatzamt bereitgestellt
werden soll. Würden die INdeR-
Schulden prompt gezahlt, wie es
durchaus möglich ist, da die tech-
nische Arbeit schon vollendet
wurde, dann wäre das Problem mit
diesem Fonds nicht so akut.

Liquidierung unmittelbar zu been-
den und die Schulden des INdeR
an die Gesellschaften und Genos-
senschaften auszuzahlen. Das ge-
nügte jedoch nicht, da sich die zu-
ständigen Beamten nicht um den
Fall bemühten; Menem musste
sich dann persönlich um die Er-
nennung eines Liquidators küm-
mern, Claudio Viale, damit er dies
vollziehe. Dieser verpflichtete
eine private Consulting-Firma
(ICS, Inspection and Control Ser-
vices), die wiederum erstklassige
Versicherungsfachleute für diese
Arbeit anheuerte, die in drei Mo-
naten einen vollständigen Vor-
schlag über die Liquidierung vor-
legten. Die Gläubigerunterneh-

men waren im allgemeinen mit der
endgültigen Liquidierung einver-
standen, obwohl diese schliesslich
gewiss nicht grosszügig ausgefal-
len war. Es fehlte somit nur die ef-
fektive Auszahlung, als der Regie-
rungswechsel kam. Hätten sich
Wirtschaftsminister Roque
Fernández und seine Mitarbeiter
etwas mehr um diesen Fall geküm-
mert, wäre die definitive Liquidie-
rung vor dem 10. Dezember fer-
tig gewesen, wie es Menem woll-
te. Aber der Minister nahm sich
für seine Entscheidungen in die-
ser Sache eine Zeit, die er eben
nicht hatte.

Nach dem Regierungswechsel
überzeugten die Bürokraten der
SIGEN ihren neuen Chef, Rafael
Bielsa, dass der Bericht über die
Liquidierung Mängel aufweise,
und dass ein neues Liquidierungs-
verfahren eingeleitet werden müs-
se. Worauf der Syndikus mit gros-
ser Naivität einging und den Wirt-
schaftsminister überzeugte, Viale
von seinem Amt zu entfernen und
von neuem zu beginnen. Das be-
deutet nicht nur für die Versiche-
rungsanstalten einen grossen
Schaden, sondern auch für den
Staat, der weiter für die Kosten der
Struktur des INdeR aufkommen
muss, die über $ 300.000 pro Mo-
nat ausmachen und die zwei Ge-
bäude des Institutes nicht verkau-
fen kann.

Die Schulden des INdeR wur-
den ursprüglich auf über $ 1,2
Mrd. veranschlagt. Dann war von
$ 700 bis $ 800 Mio. die Rede.
Schliesslich kam ICS jedoch auf
einen Betrag von $ 250 Mio., von
dem $ 100 Mio. in bar (aus dem
Fonds, der durch die Sondersteu-
ern auf Prämien gespeist wurde)
und $ 150 Mio. in Wechseln auf 8
Jahre gezahlt werden sollten. Die-
se Liquidierung enthielt einen
starken Abschlag auf die Forde-
rungen und war für den Staat sehr
vorteilhaft. ICS führte die Berech-
nung der Ansprüche der Anstal-
ten unter Anwendung allgemeiner
Regeln durch, die gewiss den ei-
nen etwas mehr begünstigt haben
können als den anderen, jedoch zu
einem Ergebis führte, das von den
Anstalten selber als korrekt emp-
funden wurde. 

Jetzt will die Regierung von
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ARGENTINISCHE WIRTSCHAFT
Die Jahreszinssätze der wichtig-

sten Banken für Fristeinlagen auf 30
Tage lagen in der Berichtswoche für
Pesos zwischen 5,65% und 7% und für
Dollar zwischen 4,75% und 5,5%.

***
Der Mervalindex fiel in der Be-

richtswoche zum Mittwoch um 2%
auf 445,6, der Burcapindex um
3,3% auf 804,49 und der Börsenin-
dex um 1,6% auf 18.090,59.

***
Der durchschnittliche Rind-

fleischpreis (kg Lebendgewicht in
Liniers) fiel in der Berichtswoche um
2,8% auf $ 0,7935.

***
Die Gold-, Devisen- und Anla-

genbestände der ZB betrugen am
22.5. $ 25,27 Mrd., der Banknoten-
umlauf $ 13,75 Mrd. Vor einer Wo-
che waren es $ 25,75 Mrd. bzw. $
14,08 Mrd., vor einem Monat $ 25,41
Mrd. bzw. $ 13,93 Mrd. und vor ei-
nem Jahresdrittel $ 24,99 Mrd. bzw. $
14,83 Mrd.

***
Der Argentinische Hüttenver-

band gab die Eisen- und Stahlpro-
duktion im April in 1.000 t und Ver-
gleichszahlen in Prozenten bekannt.
An 1. Stelle im Vergleich zum Vormo-
nat, an 2. im Vergleich zum selben Vor-
jahresmonat und an 3. die Quartalspro-
duktion Januar/April 2000 und der pro-
zentuelle Vergleich mit dem selben
Vorjahresquartal: Roheisen 321,2/-
4,9/+32,1/1.180,6/+47,5; davon Gus-
seisen 176,5/-11,7/+11,6/720,6/+16,4
und Schwammeisen 144,6/+4,9/
+69,6/460,1/+153,5. Rohstahl 379,2/
-2,2/+27,5%/1.393,3/+30,4. Warm-
walzprodukte 340,5/+7/+8,9/1.295,7/
+23,2 davon Profile und nahtlose
Rohre 151,5/-7,3/+17,4/573,5/+41,0
und Bleche, Bänder und Produkte
zur kaltgewalzten Nachbearbeitung
189,1/+22,0/+2,9/722,2/+11,9. Kalt-
walzprodukte ausgenommen die vor-
her genannten 76,9 -34,8/-35,8/
430,2/-2,3

***
J.L. Lizurume, Gouverneur von

Chubut, erklärte, Präsident de la
Rúa habe ihm telefonisch versichert,
das die Steuerbefreiung des Benzins
in Patagonien, das dadurch in die-
sem Südgebeit beinahe die Hälfte
kostet, nicht geändert wird.

***
Das Stromverteilungsunterneh-

men Edelap, das den Raum La Pla-
ta beliefert. erhöht die Tarife vom
1.5. bis einschliesslich August um
10% bis 14%. Als Grund wird die
Preiserhöhung ihrer Stromlieferanten
angegeben.

***
Der Beschluss 241/00 des Land-

wirtschaftssekretariates regelt den
Fang des durch Überfischung be-
drohten Seehechtes Merluza Hubb-
si. Tiefkühlschiffen wird er unter-
sagt. Die herkömmlichen Fischkutter,
die vorwiegend von Mar del Plata aus-
laufen, dürfen nur fischen, wenn ihre
Beförderungskapazität 5.500 Kisten

Fisch nicht überschreitet.
***

Die Zahl der im Handel Beschäf-
tigten lag 1999 um 33% unter dem
Stand von 1991. CAME (Coordina-
dora de Actividades Mercantiles
Empresarias) führt de Rückgang
auf die Niederlassung der Super-
märkte zurück. 1991 gab es demnach
2,54 Mio. Handelsangestellte, 1999
1,69 Mio.

***
Die Meldung, dass die Vigilgrup-

pe sich aus der Führung des Verlags-
hauses Atlántida zurückgezogen hat
(AT. 20.5.) wurde richtiggestellt. Im
Verlagshaus, das u.a. die Zeitschriften
Gente, Para Ti, Billiken und Negocios
herausgibt, verbleibt die Familie Vigil
absolute Hauptanteilseignerin. Hinge-
gen tritt sie ihre restliche Beteiligung
an der ehemaligen AtCo ab. Es sind
die Beteiligungen an Telefé, Radio
Continental und anderen Sendern im
Landesinneren. Constancio Vigil und
Víctor González führen den Verlag, aus
dem Telefónica ausgeschieden ist.

***
Nach der faktischen Übernahme

der US-Beteiligung (Ogden) an der
Flughafenkonzessionärin Aeropuer-
tos 2000 ist die Eurnekiangruppe
Mehrheitspartner. Exxel hingegen
hat die Konzession für die Duty free
shops und die Zollager, die 2008 ab-
läuft. Exxel will sie verlängern, Eur-
nekian nicht. In dem harten Tauziehen
hat Eurnekian jetzt bekanntgegeben,
dass mit der Schweizerischen Weitnau-
er, die diese Shops in der Schweiz be-
treibt, bereits eine Absprache ereicht
wurde.

***
Die Firma Mutisia aus San Car-

los de Bariloche, die seit 52 Jahren
Marmeladen handwerklich und
ohne chemische Zusätze herstellt,
hat begonnen 2.000 kg ihrer Erzeug-
nisse an die Ostküste der USA zu
exportieren. Das einzige Problem,
dass sich G. Guerrero, Inhaber und
Leiter des Familienbetriebes, stellt ist,
dass der US-Markt Mindestverschif-
fungen fordert, die für sein Unterneh-
men riesig sind.

***
Das Immobilienunternehmen

Irsa gab einen Plan für den Rück-
kauf von Obligationen  für U$S 91
Mio. bekannt. Über UBS Warburg
wird für 100% der 2003 fälligen  Ob-
ligationen mit 4,5% Rendite eine Prä-
mie von 24,1% geboten. Die grössten
geplanten Vorhaben von Irsa sind
Wohn-, Geschäfts-, Hotel- und Büro-
bauten auf dem 1997 erworbenen
700.000 qm grosse Gelände der ge-
scheiterten Sportstadt von Boca Juni-
ors und die 7 ha Hafengebiet um Reti-
ro, dem ehemaligen Tandanorgelände,
wo mit rd. U$S 500 Mio. Investition
die Finanzzentrale der Stadt geschaf-
fen werden soll. Die Verordnungen zur
Ermöglichung der Baubewilligen ste-
hen noch aus.

***
Repsol YPF machte bei einer öf-

fentlichen Anhörung Vorschläge, die
Verringerungen der Erdgaspreise
um etwa 6% für 500 kleine und mit-
telständische Unternehmen (Pymes)
bedeuten können, die starke Gasver-
braucher sind. Grundlage sei die
ganzjährige Abnahmeverpflichtung
gleicher Gasmengen, wobei der Käu-
fer nicht benötigte Gaslieferungen am
Spotmarkt verkaufen kann. Industrie
und Gewerbe verbrauchen im Jahres-
durchschnitt rd. 60 Mio. cbm Erdgas.

***
Die US-Firma Vintage Petroleum

gab bekannt, dass der Oberste Ge-
richtshof Argentiniens in ihrem Ab-
gaben-Rechtsstreit mit der Provinz
Santa Cruz zu ihren Ungunsten ent-
schieden hat. Bisher zahlte Vintage
8%, die Justiz entschied jedoch, dass
sie 12% ihrer Einnahmen an die Pro-
vinz abgeben muss. Im Juni 99 hatte
Vintage 70% der El Huemul-Lager im
Erdölbecken des San Jorge Golfes für
U$S 93 Mio. von Total erworben und
einen Monat später die restlichen 30%
von Repsol YPF für U$S 28 Mio.

***
Die argentinische Schuhindustrie

will mit Brasilien ein Warenaus-
tauschabkommen treffen. Die beste-
hende Vereinbarung läuft Ende Juni ab.
Die in der CIC (Cámara de la Indu-
stria del Calzado) vereinten argentini-
schen Hersteller wollen von ihren bra-
silianischen Kollegen eine wert- und
paarmässig im Verhältins gleichartige
Beschickung der beiden Märkte.

***
Die Hypothekenbank hat für das

1. Quartal $ 571,6 Mio. Verlust an-
gegeben, $ 3,81 pro Aktie, bzw. eine
Vermögensverringerung von $ 2,48
Mrd. auf $ 1,9 Mrd. Ursache sei die
Abschreibung uneinbringlicher Darle-
hen, die vor 1991 gewährt wurden.

***
M. Bein, Staatssekretär für

Wirtschaftsplanung, gab bekannt,
dass nach vorläufigen Angaben die
Umsätze der Supermärkte im April
zu ersten Mal in mehr als einem
Jahr wieder zunahmen. In laufenden
Preisen betrug die Zunahme 4,1%, in
konstanten Preisen (verkaufte Mengen)
betrug sie 7,8%. Das Jahresdrittel weist
in laufenden Preisen noch einen Rück-
ganmg von 1% aus, in konstanten Prei-
sen jedoch eine Zunahme von 3,1%.
Auf Anfrage erklärte der Staatssekre-
tär, dass die Unterschiede bei den vom
Statistikamt und der Fiel Stiftung ver-
öffentlichten Industrie-Produktions-
zahlen auf verschiedene Bemessungs-
grundlagen zurückzuführen seien. Die
Einen geben der Kfz-Produktion auf
Kosten der Erdölraffinerie ein grösse-
res Gewicht. Die Raffinerie von Luján
de Cuyo, die landesweit 20% des Erd-
öls raffiniert, wurde im April wegen
Instandhaltungsarbeiten stillgelegt,
was diesen Produktionsindex
beeinflusste.

***
Die Risikoprämie des Landes

stieg leicht. Nach dem EMBI-Index
der J.P. Morganbank stieg er von 560
Punkten Anfang Mai auf 766. Als Ver-
gleich stieg der globale EMBI-Index
von 776 im Mai auf nun 901 Punkte.

***
Für die Unterbringung von

Schatzscheinen zahlte Argentinien
in dieser Woche den höchsten
Schnittsatz seit Juli 99: 8,68% für
91 Tage. Das sind auf Jahresbasis
8,87% bzw. 205 Basispunkte über Li-
bor. Ohne Beteiligung der ofiziellen
Banken gab es 89 Angebote für U$S
1,05 Mrd., 4,19 mal den ausgeschrie-
benen Betrag, was eine grosse Liqui-
dität zeigt.

***
Die erste Unterbringung des Jah-

res von argentinischen Staatspapie-
ren in Japan, für einen Gegenwert
von U$S 562,5 Mio., zahlte in Dol-
lar 12,64% bzw. 590 Basispunkte
über T-Bonds. Am 17.12.99 hatte
Argentinien 11,6% bzw. 549 Basis-
punkte über T-Bonds bezahlt.

***
AFIP-Direktor Silvani sprach

sich für die Privatisierung des Steu-
erinkassos aus, da sie die Effizienz
erhöhen würde. Kabinettschef Terra-
gno vertrat die gleiche Ansicht. Die
Steueraussenstände erreichten $ 8 Mrd.
Die Konzessionierung des Inkassos
könnte die geplanten Sparmassnahmen
für $ 600 Mio. ersetzen. Er erwarte,
dass die gesetzlichen Voraussetzungen
für die in- und ausländische Ausschrei-
bung der Inkassi gerichtlich bestätig-
ter Steuerforderungen geschaffen
werden.

***
Die britische National Grid

Group, die in Argentinien das
Stromtransportunternehmen Tran-
sener besitzt, hat sich mit der chile-
nischen Telefónica Manquehue und
der US-Firma Williams Communi-
cations in der Southern Cone Com-
munications Company zusammen-
geschlossen, um gemeinsam ein
4.300 km langes Breitband-Glasfa-
sernetz zwischen Argentinien und
Chile zu legen. Das U$S 220 Mio.-
Vorhaben soll 2001 funktionstüchtig
sein. Die Städte Buenos Aires, Las
Toninas, Rosario, Córdoba, Mendoza,
Neuquen, Santiago de Chile und Val-
paraiso sollen miteinander und mit zu
legenden Unterwasserkabeln für den
internationalen Verkehr verbunden
werden. 50% des Kapitals von U$S
123 Mio. stellt National Grid, Manque-
hue 30,1% und Williams 19,9%.

***
C. Silvani, Direktor des Amters

für Öffentliche Einnahmen (AFIP)
gab bekannt, dass die 1.071 grössten
Steuerschuldner bereits im Internet
zu finden sind. Gegen sie laufen 506
Strafanzeigen wegen Hinterziehungen
von 895,08 Mio. Ausserdem seien
150.301 Vollstreckungen für rd. $ 2,2
Mrd. zu sehen. Keiner sei ein kleiner
Schuldner und kein Betrag liege unter
$ 200.000. Im Website http://
www.afip.gov.ar. seien die Angaben
auf der Hauptseite unter „Incumpli-
miento de Obligaciones“ zu finden. Bei
der Eingabe der Schuldner in das Web-
site konnten 80.000 gefälschte Rech-
nungen entdeckt werden.

***
Betreiber bzw. Konzessionäre

von Frachtzügen, Post und Flughä-
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fen schulden dem Staat Abgaben für
$ 200 Mio. zum Teil seit 1995. Der
Flughafenkonzessionär, der zu $ 172
Mio. Jahresgebühr verpflichtet ist, hat
nie die komplette Abgabe bezahlt und
schuldet über $ 50 Mio. Nach letzten
amtlichen Zahlen schulden bei den
Bahnen: Ferroexpreso Pampeano $ 4,2
Mio., BAP und Mesopotámico $ 18,5
Mio., NCA $ 15,4 Mio. und Ferrosur
$ 4,5 Mio. Dazu kommen nicht bezahl-
te Bussen von $ 10 Mio.

***
In der Provinz Buenos Aires sind

die Alianza- und PJ-Fraktionen ein-
stimmig  übereingekommen, im Pro-
vinzparlament harte Sparmassnah-
men umzusetzen. Die Gehälter des
ständigen Personals sollen unverändert
bleiben, die Diäten der Gesetzgeber
jedoch um 20% und jene des Personals
der Fraktionen um 10% gekürzt und
damit $ 32 Mio. gespart werden. Über
die Spesen und Kostenvergütungen, die
jedes der 138 Provinzparlamentsmit-
glieder erhält, muss noch entschieden
werden. Das Budget des Provinzpar-
lamente beträgt in diesem Jahr $ 188
Mio., 1,72% des Provinzbudgets. Ein
Provinzabgeordneter hat ein Monats-
gehalt von $ 8.000, das auf $ 6.400
schrumpfen würde. Ein Provinzsena-
tor hat eine Entlohnung (Gehalt und
Representationsspesen) von $ 9.600.

***
Die Alianza-Fraktion im Bundes-

parlament hat sich Wirtschaftsmi-
nister Machinea gegenüber ver-
pflichtet, dass die Vorlage zur Be-
kämpfung der Hinterziehungen von
Steuern und Sozialabgaben in der
kommenden Woche angenommen
wird. Desgleichen soll die Statutenän-
derung, um die Banco de la Nación
zum Kreditgeber für kleine und mit-
telständische Bertriebe (Pymes) zu
machen, abgeschlossen werden.

***

R. Peppi, Koordinator im Pla-
nungssekretariat des Verteidigungs-
ministeriums erklärte auf Anfrage,
dass Argentinien weder plane die an
Lockheed konzessionierte ehemali-
ge Flugmaterialfabrik in Córdoba
zu schliessen, noch die Konzessionä-
rin erwäge, das Land zu verlassen.
Die Konzession der Luftwaffe an La-
masa (Lockheed Martin Aircraft Ar-
gentina SA) von 1995 wurde auf 25
bis 30 Jahre vergeben und schloss die
Umrüstung von 36 in USA erworbe-
nen Kampfflugzeugen A4AR ein. Al-
lerdings bestünden Budgetschwierig-
keiten für das 2. Halbjahr.

***
Das Steueramt wird die Forde-

rungen nach Garantiestellungen der
für Investitionen durch Steuerauf-
schübe begünstigten Unternehmen
verschärfen. Damit soll Machen-
schaften ein Riegel vorgeschoben wer-
den, die den Staat,  $ 1 Mrd. im Jahr
kosten. Seit Jahren versuchen die Wirt-
schaftsführungen, diese Steuerauf-
schübe einzuschränken, doch werden
sie  vom Parlament als Regionalent-
wicklung immer wieder gewährt. Der
75 Seiten lange Beschluss regelt auch
das Inkasso der nach Ablauf der Stun-
dungsfristen unbezahlten Steuern.

***
Ein von Aguas Argentinas unter-

breiteter Plan sieht für 2000/04 In-
vestitionen von U$S 1,06 Mrd. für
17 Gemeindebezirke von Gross Bu-
enos Aires vor. Einige Gebühren sol-
len ermässigt werden und eine Subven-
tion von U$S 4 Mio. im Jahr für die
Wasserver- und -entsorgung der mit-
tellosen Bevölkerung gewährt werden.
Die allgemeinen Gebühren würden
2001 bis einschliesslich 2003 um 2,3%
im Jahr erhöht werden. Der Vorschlag
soll anlässich der öffentlichen Anhö-
rung am 8.6. vorgebracht werden. Von

den U$S 1,06 Mrd. sollen U$S 451
Mio. in zusätzliche Wasserver- und -
entsorgungsnetze investiert werden,
U$S 142 Mio. in die Sanierung des La
Platastromes, U$S 329 Mio. in In-
standsetzung und Erneuerung beste-
hender Dienstleistungen und U$S 141
Mio. in den Kauf neuer Maschinen und
Anlagen.

***
10% der Pakete, die die Post

2001 befördern wird, werden Inter-
netkäufe sein, wie Sprecher der
Macrigruppe (dem Postkonzessio-
när) schätzen. Das Amt des Ombuds-
mannes erklärt, in der 1. Welt habe sich
die Paketzustellung in den letzten 2
Jahren durch das e-business verdrei-
facht. Deshalb ermittle das Amt bereits
über die Betriebstüchtigkeit der Post.
Die meisten Empfängerbeschwerden
bezögen sich auf bestohlene oder ver-
schwundene Sendungen, ohne dass die
privatisierte Post ein zufriedenstellen-
des Kontrollsystem vorgestellt habe.

***
Carrefour hat bei der Stadtver-

waltng von Tucumán 2 Vorhaben
eingebracht, die geprüft werden.
Eines sieht die Errichtung eines Super-
marktes mit 13.500 qm verkaufsfläche
auf einem 40.000 qm grossen Gelände
für U$S 15 Mio. vor. das andere, für
U$S 13 Mio., plant einen Supermarkt,
ein Shopping und einen Parkplatz für
1.100 Kfz. In Tucumán werden nur
Verkaufslokale bis 2.400 qm
zugelassen.

***
Die Stadtregierung von Buenos

Aires arbeitet am Plan für dein U-
Bahnnetz mit dem die derzeitige
Schienenlänge bis 2010 auf 100 km
verdoppelt werden soll. Die A-Strek-
ke soll bis Flores verlängert werden,
die B-Strecke bis Villa Urquiza und die
D- und E-Strecken bis Retiro. Die neue

H-Strecke soll Pompeya mit Retiro
verbinden und die I-Strecke Belgrano
mit Parque Chacabuco. Die F-Strecke
würde Constitución mit Barracas ver-
binden und die J-Strecke Parque Cen-
tenario (under den Estado de Israel-
und Cordoba Strassen) mit der Stadt-
mitte. Die Investition würde $ 2 Mrd.
betragen und ermöglichen, dass 70%
der Stadtbewohner nicht mehr als 6
Strassen von einer U-Bahnstation
leben.

***
Repsol YPF hat in Barrosa Nor-

te, Neuquén, nahe den Funden von
Loma de la Lata,  ein neues Erdgas-
lager mit bestätigten Reserven von
3 Mrd. cbm entdeckt. Die ersten Boh-
rungen ergaben 1 Mio. cbm Gas pro
Tag auf 2.400 m Tiefe, die mit Öl an
die Oberfläche kommen. Die ange-
nommenen reserven liegen bei 6 Mrd.
cbm.

***
Kabinettschef Terragno will aus

Eigenem gegen AFIP-Chef Silvani
wegen MwSt.-Ausfuhrrückerstat-
tungen von über $ 12 Mio. an die Yo-
magruppe ermitteln. Der Anspruch
auf die Rückerstattungen waren in dem
Kreditvertrag mit der Banco de la Na-
ción festgelegt. 

***
Rd. 9 Monate nach dem Unfall

einer Lapa-Flugmaschine in Aero-
parque, hat das Gericht Pfändungen
von $ 60 Mio. gegen Mitglieder der
Unternehmensführung verhängt.
Die Einvernahmen wurden für den 6.6.
angeordnet.

***

Die Exxel Group hat einen Min-
derheitsaktionär des Flughafenkon-
zessionärs Aeropuertos Argentinos
2000 erworben. Die Kapitalbeteili-
gung beträgt 3,3%.


